
unserer Werktätigen zu einer immer stärkeren; Arbeits­
moral müssen die Gerichte mitwirken. wenn diese auch 
im wesentlichen in das Aufgabengebiet anderer staat­
licher und gesellschaftlicher Organe fällt. Ihre erfolg­
reiche Lösung ist für die Bildung des Staatsbewußtseins 
der Bürger von nicht geringer Bedeutung.

Betrachten wir die Rechtsprechung der vergangenen 
Zeit darauf hin, wie sie diesen Aufgaben gerecht ge­
worden ist, dann müssen wir erhebliche Fehler fest­
stellen. Diese Fehler der Kreis- und Bezirksgerichte 
sind aber auch z. T. auf Mängel der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts zurückzuführen, weil die An­
leitung, die es den Kreis- und Bezirksgerichten für ihre 
Rechtsprechung zu geben hat, sich nicht nur darauf be­
schränken darf, die richtige Gesetzesanwendung sicher­
zustellen, sondern in nicht geringem Maße die Gerichte 
dazu anleiten muß, die bewußtseinsbildende erziehe­
rische Aufgabe gegenüber den Werktätigen zu erfüllen. 
Zu diesem Zweck müssen die eigenen Entscheidungen 
des Obersten Gerichts, insbesondere soweit es sich um 
Rechtsmittel- und Kassationsentscheidungen handelt, 
die erzieherischen Aufgaben viel stärker in die Über­
prüfung einbeziehen, als dies bisher geschehen ist. Es 
genügt deshalb z. B. nicht, wenn in einem Urteil eine 
gesetzwidrig lange Unterbrechung der Hauptverhand­
lung festgestellt worden ist, auszuführen, daß dies ein 
Verstoß gegen § 193 StPO ist, sondern es muß in kon­
kreter und anschaulicher Weise dargestellt werden, 
weshalb die übermäßig lange Unterbrechung der Haupt­
verhandlung oder auch die „informatorische“ Verneh­
mung von Zeugen gegen das demokratische Wesen des 
Strafprozesses verstoßen und welchen demokratischen 
Inhalt das Prinzip der Unmittelbarkeit der Hauptver­
handlung hat. Der demokratische Inhalt unserer Gesetze 
muß den Bürgern dargestellt werden, damit sie den 
Wert unserer Gesetze erkennen und verteidigen.

Viel zu wenig wird in den Urteilen von der Möglich­
keit Gebrauch gemacht, unserer Entwicklung die immer 
stärker werdende Rechtsauflösung in Westdeutschland 
gegenüberzustellen. Nachdem das Deutsche Institut 
für Rechtswissenschaft in fortlaufenden Veröffent­
lichungen diese Zerfallserscheinungen darstellt, ist eine 
genügend breite Information der Richter in dieser 
Richtung möglich, so daß sie sich in ihrer Urteils­
begründung nicht mehr auf eine schlagwortartige und 
nicht genügend fundierte Darstellung zu beschränken 
brauchen.

Es wäre aber falsch, anzunehmen, daß die überzeu­
gende Kraft und die erzieherische Wirkung des ge­
richtlichen Urteils nur eine Sache der anschaulichen 
Darstellung sei.

Auf jede erzieherische und überzeugende Wirkung 
verzichten die Urteile, die in ihrer Begründung un­
zureichend sind. Wenn es auch heute kein häufiger 
Mangel mehr ist, daß die Entscheidungsgründe in den 
Zivilurteilen lediglich 5 bis 6 Zeilen umfassen, so muß 
doch noch verhältnismäßig häufig festgestellt werden, 
daß sowohl in Zivilurteilen wie in Strafurteilen ein be­
stimmtes Beweisergebnis angenommen wird, ohne die­
ses zu begründen, mitunter ohne auch nur ein Wort 
über die Würdigung der einzelnen Beweismittel zu 
sagen, selbst wenn widersprechende Zeugenaussagen 
oder glaubhafte Angaben des Angeklagten gegen die 
Aussagen einzelner Zeugen zu einer solchen eingehen­
den Würdigung der Beweise zwingen. Genaue Aus­
führungen darüber, weshalb das Gericht den vom 
Angeklagten benannten bzw. den Zeugen einer Partei 
im Zivilprozeß keinen Glauben geschenkt hat und den 
Zeugen der Gegenpartei bzw. den Belastungszeugen 
des Staatsanwalts gefolgt ist, sind einer der wesent­
lichsten Bestandteile einer überzeugenden Entschei­
dung und können nicht einfach durch die formale 
Feststellung der Glaubwürdigkeit oder Unglaubwür­
digkeit ersetzt werden.

Ohne Überzeugungskraft und bewußtseinsbildende 
Wirkung bleibt auch das Urteil, das sich nicht darüber 
ausspricht, wieweit das Gericht überhaupt das Vor­
bringen der .Prozeßparteien zur Kenntnis genommen 
und bei seiner Entscheidung verwertet hat. Das gilt 
für solche Berufungsurteile in Strafsachen, in denen 
das Berufungsvorbringen in * unvertretbarer Kürze 
dargestellt und abgehandelt wird, ebenso für Zivil­
urteile, die von der gesetzlichen Möglichkeit der Ver­

weisung auf Schriftsätze und Urkunden einen mit dem 
Gesetz nicht mehr zu vereinbarenden Gebrauch 
machen. Die Zivilurteile mancher Gerichte bestehen in 
ihrem Tatbestand überhaupt nur aus Verweisungen 
auf Schriftsätze oder „Akteninhalt“ und sind schlecht­
hin unverständlich. Der 2. Zivilsenat des Obersten 
Gerichts hat in seiner Entscheidung 2 Za 100/55 das 
später noch einmal zu erwähnende Urteil des Bezirks­
arbeitsgerichts Karl-Marx-Stadt (Land) vom 5. Juli 
1954 aufgehoben und ist dem dort geübten Verwei­
sungsunfug entgegengetreten. Der Senat hat es aber 
auch verabsäumt darzulegen, daß dieser Mangel nicht 
nur eine Verletzung des Gesetzes darstellt, sondern 
zugleich den Verzicht auf die erzieherischen und be­
wußtseinsbildenden Funktionen des Gerichts bedeutet.

Wenn man in Strafurteilen — auch des Obersten 
Gerichts — von Vergehen gegen (oder sogar von Ver­
gehen nach) § 268 StGB statt von schwerer Urkunden­
fälschung oder sogar von Vergehen gegen §§ 242, 263 
StGB statt von Diebstahl und Betrug spricht, ist das 
der Ausdruck einer routinehaften Bequemlichkeit, die 
vielen Lesern das Urteil unverständlich machen muß.

Das Oberste Gericht und auch die Bezirksgerichte 
als Berufungsgerichte sind verpflichtet, diesen häufig 
als reine Äußerlichkeiten erscheinenden, aber den er­
zieherischen Wert eines Urteils weithin in Frage 
stellenden Dingen künftig ernste Beachtung zu schen­
ken. Man muß der Auffassung entgegentreten, daß 
eine solche Anleitung der Gerichte Schulmeisterei sei 
und nicht zu den Aufgaben des Rechtsmittelgerichts 
gehören.

Es erscheint auch geboten, auf die Notwendigkeit 
einer gepflegten Sprache in den Urteilen hinzuweisen. 
Ich denke dabei nicht an die nur vereinzelt auftre­
tenden Fälle, in denen das Gericht durch eine vulgäre 
Ausdrucksweise von vornherein darauf verzichtet, mit 
seiner Entscheidung ernst genommen zu werden. Ich 
meine die Schwerfälligkeit des Ausdrucks, insbeson­
dere die immer mehr zunehmende Neigung, die Pas­
sivform statt des Aktivs anzuwenden und Verben zu 
substantivieren. Abgesehen davon, daß sich solche Ur­
teile geradezu quälend schwerfällig lesen, verbergen 
sich nicht selten hinter dieser mangelhaften Aus­
drucksweise unvollständige Feststellungen und eine 
ungenügende Aufklärung des Sachverhalts. Die immer 
häufiger anzutreffende Ausdrucksform „Der Angeklagte 
w i l l  dies oder jenes getan haben“ kann natürlich 
nicht als Feststellung gewertet werden und läßt 
gelegentlich den mangelnden Mut des Richters erkennen, 
seine richterliche Überzeugung bei der Beweiswürdi­
gung unmißverständlich auszudrücken.

Es bedeutet aber nicht nur einen Verzicht auf die 
erzieherische Wirkung, sondern hat sogar die gegen­
teilige Wirkung zur Folge, wenn Urteile offensichtliche 
Rechtsverletzungen enthalten und sogar Urteile der 
Rechtsmittelgerichte solche Fehler beschönigen. Nicht 
gemeint sind damit die Entscheidungen, die auf einer 
überlegten, aber unrichtigen Gesetzesanwendung be­
ruhen; gemeint sind Rechtsverletzungen, die bei genü­
gend sorgfältiger Arbeit ohne weiteres zu vermeiden 
wären und die von unseren Werktätigen mit ihrem 
stark ausgeprägten Rechtsempfinden sicher erkannt 
und scharf abgelehnt werden. Unsere Gesetze ent­
sprechen den Rechtsanschauungen unserer Bürger. 
Solchen Fehlern muß künftig mit der notwendigen 
Schärfe begegnet werden.

Mit nichts ist es zu entschuldigen, wenn z. B. das 
Kreisgericht Finsterwalde in der Strafsache R. wegen 
fahrlässiger Tötung und Fahrerflucht — 2 Ds 42a/54 — 
einen Zeugen informatorisch außerhalb der Hauptver­
handlung vernimmt und dessen Aussage seinem Urteil 
zugrunde legt, obwohl dem Angeklagten der Inhalt der 
Zeugenaussage gar nicht bekannt ist. Unverständlich ist 
auch, daß das Bezirksgericht Cottbus bei der Nachprü­
fung des Urteils auf die Berufung des Angeklagten 
diesen eklatanten Verstoß gegen die Prinzipien der 
Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme und Mündlich­
keit der Hauptverhandlung nicht gerügt hat.

In dem gleichen Verfahren verwendet das Kreis­
gericht einen Bericht der Wetterwarte über die Sicht­
verhältnisse an dem Unfallstage, der sich in einer offen­
sichtlich von einem Angestellten des Gerichts gefertig­
ten Bleistiftnotiz in den Akten befindet. Nach dem
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